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Handlungsfähigkeit der Kommunen sichern:
Wie das Prinzip der Veranlassungskonnexität umgesetzt wird
und der Bund die Kommunen finanziell unterstützt

Für Bundesfinanzminister Lars Klingbeil ist es ein zentrales Anliegen, die Kommunen finanziell
besser aufzustellen. Er nimmt die finanzielle Lage der Kommunen ernst und setzt sich für
handlungsfähige Kommunen und für Investitionen vor Ort ein.

Veranlassungskonnexität

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag vereinbart, sich am Grundsatz der Veranlas-
sungskonnexität zu orientieren. Bund-Länder-Verhandlungen hierzu haben bereits im letzten
Jahr begonnen und wurden nun abgeschlossen.

Bei der MPK mit dem Bundeskanzler am 25. Juni 2026 konnte eine Einigung zur Veranlassungs-
konnexität erreicht werden. Das Prinzip „Wer bestellt, bezahlt“ soll auf folgende Gesetze in
dieser Legislaturperiode angewandt werden:

 bei neuen Leistungsgesetzen, bei künftigen Änderungen von Leistungen im Rahmen
von bestehenden Leistungsgesetzen oder bei künftigen anderen Gesetzen des Bundes
mit Finanzauswirkungen (Steuergesetze ausgenommen);

 wenn sich die Auswirkungen dieser Gesetze auf die Haushalte der Kommunen und der
Länder auf mindestens 200 Mio. Euro jährlich belaufen;

 wenn die Gesetzentwürfe nach dem 1. Oktober 2026 im Bundeskabinett beschlossen
werden.

Bei diesen Gesetzen kompensiert der Bund die Auswirkungen auf die Haushalte der Kommu-
nen und der Länder künftig in Höhe von 80 Prozent. Die Regelung wirkt symmetrisch und
berücksichtigt Be- und Entlastungen. Belastet eine Regelung des Bundes die Länder und Kom-
munen, so werden diese durch den Bund kompensiert. Andersrum müssen Länder und Kom-
munen den Bund kompensieren, wenn Belastungen wegfallen. Die Kompensation soll in der
Regel in Form einer Anpassung des jeweiligen Anteils an den Umsatzsteuereinnahmen umge-
setzt werden.

Von dieser Regelung nicht erfasst sind Steuergesetze sowie Leistungsgesetze, die aufgrund
verfassungsgerichtliche- oder europarechtlicher Vorgaben (soweit es sich um eine 1:1-Umset-
zung handelt), Bund-Länder-Vereinbarungen oder Gesetzentwürfen des Bundesrates zu er-
heblichen Veränderungen der Finanzierungslasten führen.

Über eine Verlängerung, Beendigung oder Modifizierung dieser Vereinbarung sollen Bund und
Länder im Rahmen einer Konferenz des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen und Re-
gierungschefs der Länder im Jahr 2030 befinden. Aufbauend auf der Lösung und angesichts der
angespannten finanziellen Lage von Bund, Ländern und Kommunen wollen alle föderalen Ebe-
nen die Fragen der Aufgabenverteilung und Finanzbeziehungen weiterverfolgen. Das soll ab
Herbst 2026 im Zukunftspakt 2.0 geschehen.
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Bei den Verhandlungen zwischen Bund und Ländern hat der Bund auch weitere Angebote an
die Länder gemacht, um Kommunen finanziell zu entlasten. Wesentlich hierfür wäre aber auch
eine stärkere Beteiligung der Länder, die nach dem Grundgesetz die Verantwortung für die fi-
nanzielle Ausstattung der Kommunen tragen.

Effizienzsteigerung bei Leistungsgesetzen

Auch zur Effizienzsteigerung bei den Leistungsgesetzen konnte eine Einigung erzielt werden.
Hierbei geht es vor allem darum, die Ausgaben der Kommunen zu begrenzen.

Maßnahmen des Bundes zur Entlastung der Länder und Kommunen

Die aktuelle finanzielle Lage von Bund, Ländern und Kommunen ist schwierig. Im Stabilitätsrat
haben Bund und Länder am 11. Mai gemeinsam eine Projektion beschlossen, die für dieses Jahr
in den Kernhaushalten folgende Finanzierungsdefizite projiziert:

Bund:  - 98 Mrd. Euro

Länder:  - 10 Mrd. Euro

Kommunen:  - 27,5 Mrd. Euro.

Die finanzielle Lage des Bundes ist damit deutlich angespannter als jene der Länder. Dies
kann nicht außer Acht gelassen werden. Zudem tragen die Länder nach dem Grundgesetz
die Finanzverantwortung für ihre Kommunen. Damit kommt den Ländern die Aufgabe zu,
ihre Kommunen finanziell auskömmlich auszustatten.

Trotz dieser Finanzverantwortung der Länder unterstützt der Bund die Kommunen in erhebli-
chem Umfang bei der Finanzierung ihrer Aufgaben. Dazu zählen u.a. folgende Maßnahmen:

 Der Bund stellt 100 Mrd. Euro aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und Kli-
maneutralität für Investitionen vor Ort in den Ländern und Kommunen zur Verfügung.
Die Mittel sollen zu einem großen Teil an die Kommunen weitergegeben werden und
für Investitionen vor Ort eingesetzt werden – für moderne Straßen, Schulen und Sport-
plätze. Das trägt wesentlich dazu bei, den Investitions- und Sanierungsstau vor Ort auf-
zulösen und den Alltag der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern.

 Mit dem Wachstumsbooster sorgt die Bundesregierung für mehr private Investitionen
und kurbelt die Wirtschaft an. Eine intakte Infrastruktur und ein modernisiertes Land
stärken nicht nur die Wirtschaft, sondern auch das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger in die Handlungsfähigkeit des Staates. Die Steuermindereinnahmen der Kommunen
in Höhe von 13,5 Mrd. Euro (2026 bis 2029) gleicht der Bund vollständig aus.

 Mit dem Länder- und Kommunalentlastungsgesetz entlastet der Bund Länder und
Kommunen in dieser Legislatur zusätzlich mit 4 Mrd. Euro. Über den Gesetzentwurf
wird aktuell im Deutschen Bundestag beraten.

 Die größten kommunalen Entlastungen leistet der Bund durch (Mit-)Finanzierung der
Geldleistungen im Bereich Soziales. So trägt der Bund u. a. die Kosten der Unterkunft
und Heizung im SGB II zu derzeit über 70 Prozent. Die Nettoausgaben für



Bundesministerium der Finanzen Februar 2026

3

Bundesministerium der Finanzen

Verwendung U2 („aus dem BMF“)

Juni 2026

Geldleistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung erstattet er
vollständig. Im Jahr 2026 betragen diese Entlastungen gut 25 Mrd. Euro. Durch die
Übernahme von Sozialausgaben garantiert der Bund ein gleichwertiges Lebensniveau in
ganz Deutschland.

 Seit 2018 werden die Kommunen dauerhaft durch das Entlastungspaket zur Stärkung
der kommunalen Finanzkraft in Höhe von 5 Mrd. Euro jährlich entlastet.

 Der Bund unterstützt die Länder mit Finanzhilfen bei Investitionen in Bildung und
Betreuung, z. B. bei der Digitalisierung der Schulen mit 6,5 Mrd. Euro (2019 bis 2026).

 Weitere finanzielle Unterstützungen durch den Bund in Milliarden-Höhe pro Jahr erfol-
gen u.a. in den Bereichen Verkehr, Klimaschutz, Wohnungs-/Städtebau und Gesund-
heit.


